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Antwort

der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Vinzenz Glaser, Desiree Becker, Gokay
Akbulut, weiterer Abgeordneter und der Fraktion Die Linke — Drucksache 21/6495

Beitrag der Bundesregierung zur Minderung der humanitaren Krise und zur
Unterstutzung von UNMISS im Sudsudan

Vorbemerkung der Fragesteller

Die humanitére und sicherheitspolitische Lage im Stidsudan verschérft sich er-
neut dramatisch. Seit der Unabhéngigkeit im Jahr 2011 ist das Land von wie-
derkehrenden gewaltsamen Konflikten geprigt, die staatliche Strukturen
schwéchen und die Zivilbevolkerung massiv gefdhrden. Nun hat sich die
Situation jedoch besonders zugespitzt: Beobachter warnen vor einer weiteren
militdrischen Eskalation und gezielten Angriffen auf die Zivilbevolkerung
(https://taz.de/Neuer-Krieg-in-Suedsudan/!6149433/ & https://taz.de/Krieg-i
m-Suedsudan/!6159353/).

Besonders alarmierend sind zudem Aufrufe zu Gewalt durch militdrische Ak-
teure, die die Gefahr von Verbrechen gegen die Menschlichkeit weiter erho-
hen. So warnte der Menschenrechtsaktivist Edmond Yakani vor einem mdog-
lichen Genozid und verwies auf hetzerische Befehle des Vize-Armeechefs
Johnson Olony (,,verschont niemanden!* und ,zeigt keine Gnade“— auch
nicht gegeniiber Zivilisten), die eine Grundlage fiir entsprechende Verbrechen
schaffen konnten (https://taz.de/Neuer-Krieg-in-Suedsudan/!6149433/ und
www.dw.com/de/wie-kann-der-siidsudan-einen-neuen-biirgergerkrieg-vermei
den/a-75764401).

Im Siidsudan herrscht akute Erndhrungsunsicherheit (www.ipcinfo.org/ipc-co
untry-analysis/details-map/en/c/1163302/?is03=SSD) und etwa zwei Drittel
der Bevdlkerung sind auf humanitédre Hilfe angewiesen (www.unocha.org/sout
h-sudan). Die Erndhrungslage verschlechtert sich rapide. Schitzungsweise
2,2 Millionen Kinder im Alter von sechs Monaten bis fiinf Jahren bendtigen
eine Behandlung wegen akuter Untererndhrung. Auch schwangere und stillen-
de Frauen sind einem besonderen Risiko ausgesetzt (www.ipcinfo.org/ipc-cou
ntry-analysis/details-map/en/c/1163302/?is03=SSD). Die Situation wird zu-
sétzlich durch den anhaltenden Krieg im benachbarten Sudan verscharft, der
sowohl den Export von Ol, eine wichtige Einnahmequelle des Landes, unter-
bricht als auch zu einem massiven Zustrom von Gefliichteten fiihrt (www.unh
cr.org/where-we-work/countries/south-sudan). Internationale Organisationen
warnen davor, dass bei fehlender umfassender Reaktion auf den Ebola-Aus-
bruch in der Demokratischen Republik Kongo sich dieser auch nach Stidsudan
ausbreiten konnte, wo das Gesundheitssystem keineswegs auf einen groBeren

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Auswdrtigen Amts vom 20. Juli 2026 iibermittelt.
Die Drucksache enthdlt zusdtzlich — in kleinerer Schrifitype — den Fragetext.


https://taz.de/Neuer-Krieg-in-Suedsudan/!6149433/
https://taz.de/Krieg-im-Suedsudan/!6159353/
https://taz.de/Neuer-Krieg-in-Suedsudan/!6149433/
http://www.dw.com/de/wie-kann-der-südsudan-einen-neuen-bürgergerkrieg-vermeiden/a-75764401
http://www.ipcinfo.org/ipc-country-analysis/details-map/en/c/1163302/?iso3=SSD
https://www.unocha.org/south-sudan
https://www.ipcinfo.org/ipc-country-analysis/details-map/en/c/1163302/?iso3=SSD
http://www.unhcr.org/where-we-work/countries/south-sudan

Drucksache 21/7232 -2- Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

Ausbruch vorbereitet ist (Wwww.rescue.org/sites/default/files/2026-05/IRC_Wa
tchlist%20Alert%20-%20Ebola%200utbreak%20in%20the%20DRC_Fina

1.pdf).

Die humanitdre Hilfe selbst gerdt zunehmend unter Druck: Allein im Jahr
2025 wurden rund 350 Angriffe auf humanitires Personal und humanitire
Einrichtungen registriert (www.tagesschau.de/ausland/afrika/suedsudan-gewal
t-100.html). Zudem wird der Zugang zu humanitérer Hilfe in den von der Op-
position kontrollierten Gebieten laut ,,Arzte ohne Grenzen® durch staatliche
Stellen behindert (www.aerzte-ohne-grenzen.de/presse/suedsudan-regierung-v
erhindert-humanitaere-hilfe). Die international 5 Prozenterung von Hilfsmal-
nahmen ist unzureichend. Der Finanzierungsbedarf fiir humanitidre Hilfe im
Siidsudan liegt im Jahr 2025 bei 1,46 Mrd. US-Dollar, ist jedoch Stand Mai
2026 nur zu 25 Prozent finanziert (https:/fts.unocha.org/plans/1512/sum

mary).

Parallel dazu hdufen sich Berichte iiber schwerwiegende Menschenrechtsver-
letzungen. Dazu zdhlen gezielte Angriffe auf die Zivilbevolkerung, Luftangrif-
fe auf nichtmilitdrische Ziele, Zwangsrekrutierungen sowie weitverbreitete
Straflosigkeit (https://amnesty-zentral-ostafrika.de/2026/03/newsletter-sudan-s
uedsudan-februar-2026/). Amnesty International berichtet iiber VerstdfBen
gegen das seit 2015 bestechende UN-Waffenembargo (UN= United Nations)
fiir Stidsudan unter anderem durch den Nachbarstaat Uganda (www.amnesty.o
rg/en/latest/news/2025/05/south-sudan-renewal-of-un-arms-embargo-a-welco
me-move-to-protect-civilians/).

Die UN-Mission im Siidsudan (UNMISS) ist mit 20 000 Soldatinnen und Sol-
daten eine der grofiten weltweit. Dennoch ist UNMISS im Vergleich zu der
Regierung und der Opposition schwach (www.dw.com/de/wie-kann-der-s%C
3 ProzentBCdsudan-einen-neuen-b%C3 ProzentBCrgerkrieg-vermeiden/a-757
64401). Die Beteiligung der Bundeswehr mit bis zu 50 deutschen Soldatinnen
und Soldaten wurde zuletzt durch einen Antrag der Bundesregierung am
16. Oktober 2025 durch den Deutschen Bundestag mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU/CSU, AfD, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bis Ende
Oktober 2026 verldngert (www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2025/kw4
2-de-bundeswehr-unmiss-1114104). Trotz ihres umfassenden Mandats, darun-
ter der Schutz der Zivilbevolkerung, die Sicherung humanitérer Zuginge so-
wie die Dokumentation von Menschenrechtsverletzungen (www.bundesweh
r.de/de/auftrag/einsaetze/missionen/die-bundeswehr-im-suedsudan), stellt sich
angesichts der sich dramatisch verschlechternden Lage im Siidsudan, wie sie
auch im Bericht des Generalsekretirs der Vereinten Nationen (VN) vom
13. April 2026 festgestellt wird (https://unmiss.unmissions.org/sites/default/fil
€s/2026-05/Secretary-General%275%20Report%200n%20the%?20situation%?2
0in%20South%20Sudan%20 Prozent2813 Prozent20April%202026 Prozent2
9.pdf), sowie erheblicher operativer und finanzieller Einschrinkungen, die
Frage nach der tatséchlichen Wirksamkeit der Mission.

1. Wie bewertet die Bundesregierung die aktuelle humanitire, sicherheits-
politische und wirtschaftliche Lage im Siidsudan?

Stidsudan leidet seit Jahren unter einer der dringendsten humanitdren Krisen
weltweit, bedingt durch bewaffnete Auseinandersetzungen, schlechte Regie-
rungsfithrung und Extremwetterereignisse. Zum Jahreswechsel 2025/2026 kam
es zu einer erneuten Gewalteskalation in Siidsudan, insbesondere im Bunde-
staat Jonglei, die zu einer massiven Vertreibung der Zivilbevolkerung flihrte. In
den Bundestaaten Upper Nile und Unity, Western und Central Equatoria sowie
in der Grenzregion zu Uganda in Eastern und Central Equatoria finden bewaff-
nete Auseinandersetzungen statt. Laut den Vereinten Nationen (VN) sind rund
10 Millionen Menschen bzw. drei Viertel der Bevolkerung auf humanitére Hilfe
angewiesen. Verschérft wird die humanitére Krise durch eine steigende Anzahl
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Riickkehrender und Fliichtlinge aus dem Sudan infolge des dortigen Kriegs
(insgesamt 1,1 Millionen Menschen).

2. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung zur aktuellen humani-
tdren Versorgungslage vor, insbesondere hinsichtlich der Ernghrungssi-
cherheit sowie der medizinischen Versorgung der Bevolkerung vor dem
Hintergrund des Ebola-Risikos sowie der anhaltenden bewaffneten Kon-
flikte im Land?

Die humanitire Lage in Siidsudan ist weiterhin katastrophal. Gemall Welter-
ndhrungsprogramm (WFP) sind aktuell 7,8 Millionen Menschen von akuter Er-
nihrungsunsicherheit betroffen. In einigen konfliktbetroffenen Bezirken, wie
Teilen von Akobo/Bundesstaat Jonglei, besteht die Gefahr einer Hungersnot.
Beide Konfliktparteien behindern die Arbeit humanitirer Akteure. Der humani-
tdre Zugang ist in weiten Landesteilen eingeschrankt und erschwert die Versor-
gung der auf Hilfe angewiesenen Menschen.

Die Strukturen des Gesundheitssystems in Siidsudan sind rudimentér bzw. in
der Flache vielerorts nicht vorhanden und kénnen eine angemessene Versor-
gung der Bevolkerung nicht gewihrleisten. Es gibt aktuell keine gemeldeten
Ebola-Fille in Siidsudan. Die Weltgesundheitsorganisation (WHOQO) hat mit
Blick auf die Féhigkeiten Siidsudans, einen Ebola-Ausbruch zu bewiltigen, die
Funktionalitit der medizinischen Einrichtungen im Grenzgebiet zu den Nach-
barstaaten Demokratische Republik Kongo und Uganda bewertet. Das Risiko
einer Ausweitung des Infektionsgeschehens von der Demokratischen Republik
Kongo nach Siidsudan durch grenziiberschreitenden Personenverkehr ist derzeit
laut WHO erhoht und kann mit einer weiteren Ausbreitung in nérdlicher Rich-
tung steigen.

In Reaktion auf den Ebola-Ausbruch in der benachbarten Demokratischen Re-
publik Kongo haben die WHO und die Regionalorganisation East African
Community (EAC) — mit Unterstiitzung der Bundesregierung — bereits Vorkeh-
rungen getroffen, um schnell auf mogliche Ebolafille reagieren zu kénnen. Im
Ubrigen wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen.

3. Welche konkreten Friihwarnindikatoren fiir drohende Massenverbrechen
(z. B. ethnische Mobilisierung, Gewaltaufrufe) beobachtet die Bundes-
regierung derzeit, liegen ihr Erkenntnisse zu ethnisch aufgeladenen Ge-
waltaufrufen durch militdrische Akteure vor, und wenn ja, welche?

Die Bundesregierung beobachtet die Lage in Siidsudan fortlaufend. Der Bun-
desregierung sind Gewaltaufrufe durch militdrische Akteure bekannt, u. a. im
Januar 2026 durch den stellvertretenden Armeechef General Johnson Olony.
Die Bundesregierung hat diese 6ffentlich und in Gesprachen mit der siidsuda-
nesischen Seite verurteilt.

4. Welche konkreten diplomatischen Initiativen (bilateral, mit der Intergo-
vernmental Authority on Development sowie im Rahmen von EU und
VN) plant oder ergreift die Bundesregierung aktuell, um Friedensver-
handlungen zu fordern und eine weitere Eskalation zu verhindern?

Die Bundesregierung unterstiitzt die Vermittlungsbemiihungen der Regionalor-
ganisation Intergovernmental Authority on Development (IGAD), der Afrikani-
schen Union (AU) und deren Sondergesandten Jakaya Kikwete sowie der VN-
Friedensmission in Sudan (UNMISS). Als Mitglied des sogenannten IGAD
Partners Forum im Uberwachungsmechanismus des Friedensabkommens Re-
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constituted Joint Monitoring and Evaluation Commission (RIMEC) unterstiitzt
Deutschland die laufenden Bemiihungen, die Konfliktparteien zur Riickkehr
zum Friedensabkommen zu bewegen. Konkret hat die siidsudanesische Uber-
gangsregierung auf diplomatischen Druck hin angekiindigt, unilaterale — von
RIJMEC und der internationalen Gemeinschaft als problematisch gewertete —
Anderungen am Friedensabkommen wieder zuriickzuziehen. Dariiber hinaus
fordert die Bundesregierung die Ubergangsregierung in bilateralen Gespriichen
und 6ffentlich nachdriicklich dazu auf, zum friedlichen Dialog zuriickzukehren,
politische Gefangene freizulassen, das Friedensabkommen von 2018 umzuset-
zen und die sichere und ungehinderte Bereitstellung humanitiarer Hilfe zu er-
moglichen (vgl. https://x.com/GERinSSD). Auf deutsche Initiative hin fand in
Dschuba ein Treffen zwischen Botschafterinnen und Botschaftern westlicher
Staaten und IGAD-Mitgliedstaaten mit einem gemeinsamen Friedensaufruf
statt.

5. Welche Mittel hat die Bundesregierung seit dem Jahr 2022 im Rahmen
der humanitiren Hilfe fiir den Siidsudan an Nichtregierungsorganisatio-
nen gezahlt (bitte getrennt nach Jahren — einschlief8lich der Planung fiir
2027 — aufschliisseln sowie jeweils unter Nennung der Ressorts, der rele-
vanten Haushaltstitel, der Hohe der Forderung, der namentlichen Nen-
nung der jeweils geforderten Nichtregierungsorganisationen sowie von
Mitteln fiir den humanitéren Landerfonds [Country-Based Pooled Funds]
darstellen)?

Fiir die Jahre 2022-2026 hat die Bundesregierung Nichtregierungsorganisatio-
nen aus Mitteln der humanitdren Hilfe rund 84,52 Mio. Euro fiir humanitire
Projekte in Siidsudan zur Verfiigung gestellt. In den humanitiren Landerfonds
Stidsudan wurden aus Mitteln der humanitdren Hilfe im Zeitraum 2022-2026
39,3 Mio. Euro eingezahlt. Eine Aussage zu den Planungen fiir das Jahr 2027
ist zu diesem Zeitpunkt noch nicht moglich, da dies von den verfiigbaren Haus-
haltsmitteln abhéngen wird. Mittel fiir humanitére Hilfe werden ausschlieBlich
aus dem Haushaltstitel 0501-68 732 des Auswirtigen Amts zur Verfliigung ge-
stellt. Auf die weiteren Angaben in Anlage 1 wird verwiesen.*

6. Welche Mittel stellt die Bundesregierung seit 2022 fiir siidsudanesische
Fliichtlinge in Uganda, Athiopien und Kenia bereit (bitte jeweils nach
Léndern und Jahren sowie nach Art der Finanzierung, insbesondere bila-
terale Projekte, VN-Organisationen, Internationale Organisationen sowie
weitere humanitire Partner, aufschliisseln)?

Die Bundesregierung unterstiitzt die genannten Lénder bei der Versorgung von
Fliichtlingen aus Siidsudan und anderen Léndern. Die Hilfe erfolgt bedarfsori-
entiert und nicht differenziert nach Herkunft der Fliichtlinge, so dass eine Aus-
sage zum Anteil der Unterstiitzung stidsudanesischer Fliichtlinge nicht moglich
ist. Aus Mitteln der humanitdren Hilfe der Bundesregierung wurden in den ge-
nannten Lindern Projekte zur Versorgung von Fliichtlingen, Binnenvertriebe-
nen und Gastgemeinden im folgenden Umfang finanziert (Angaben in Millio-

nen Euro):

Jahr Uganda Athiopien Kenia
2022 21,40 89,83 28,83
2023 18,83 74,77 22,37
2024 12,31 81,70 19,01

*  Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 21/7232 auf der Internetseite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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Jahr Uganda Athiopien Kenia
2025 6,07 31,64 7,28
2026 4,23 26,10 3,18

Aus bilateralen Vorhaben der Entwicklungszusammenarbeit wurden Vorhaben
in folgendem Umfang finanziert (Angaben in Millionen Euro):

Jahr der Zusage/Bewilligung Uganda
2022 37

2023 10,3
2024 8,5

Aus den Titeln zur Forderung von zivilgesellschaftlichen Organisationen wur-

den folgende Mittel bereitgestellt (Angaben in Millionen Euro):

Jahr der Zusage/Bewilligung | Uganda Athiopien
2022 0,2 0
2023 0 0,4

Aus dem Titel der Sonderinitiative Gefliichtete und Aufnahmeldnder wurden

folgende Mittel bereitgestellt (Angaben in Millionen Euro):

Jahr der Zusage/Bewilligung |Uganda Athiopien Kenia
2022 7,8 2 0,4
2023 0 8,1 3,2
2024 4,15 5,3 2,5
2025 1,1 0,3 12

Aus dem Titel Krisenbewiltigung und Wiederaufbau, Infrastruktur wurden fol-

gende Mittel bereitgestellt (Angaben in Millionen Euro):

Jahr der Zusage/Bewilligung Uganda Athiopien Kenia
2022 13,2 1,2 1
2024 0,3 0 2
2025 2,5 0 0

Zusitzlich wurden {iber mehrere Haushaltstitel der Entwicklungszusammenar-
beit regionale Vorhaben finanziert, die ebenfalls in den genannten Léndern fiir
die Unterstiitzung Gefliichteter, u. a. aus dem Siidsudan, aktiv sind. Eine ge-
naue Aufschliisselung dieser Vorhaben nach einzelnen Landern ist nicht mog-
lich.

7. Nach welchen Kriterien priorisiert die Bundesregierung internationale
Krisen bei der Vergabe humanitdrer Mittel, und welche Rolle nimmt der
Stidsudan dabei konkret ein?

Die Bundesregierung setzt ihre verfligbaren Mittel im Bereich der humanitiren
Hilfe auf Basis von Bedarfsermittlungen der VN und Rotkreuz- und Rothalb-
mondgesellschaften ein. Ubergeordnetes Ziel ist es dabei, betroffenen Men-
schen ein Uberleben in Wiirde und Sicherheit zu ermdglichen, ihnen eine Le-
bensperspektive zu geben und Leid zu lindern. Humanitére Hilfe soll stets so
geleistet werden, dass sie die dringendsten Bedarfe zuerst deckt und die vulne-
rabelsten Gruppen erreicht. Angesichts der die verfiigbaren Mittel weit liber-
schreitenden Bedarfe orientiert sich die Bundesregierung in ihrer eigenen Prio-
ritdtensetzung in weiten Teilen an der durch die VN im Global Humanitarian
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Overview vorgenommenen Priorisierung. Der Siidsudan gehdrt danach zu den
priorisierten Lédndern mit den dringendsten humanitiren Bedarfen. Laut dem
Humanitarian Response Plan der VN fiir Siidsudan bestehen fiir 9,9 Millionen
Menschen humanitire Bedarfe, davon fiir 4,1 Millionen Menschen dringendste
lebensrettende Bedarfe.

8. In welchem Umfang werden lokale Organisationen im Siidsudan seit
2022 direkt finanziert (bitte nach Organisation, Hohe der Mittel, Jahr und
unter Angabe des Haushaltstitels einschlieBlich des Einzelplans auf-
schliisseln)?

Eine direkte Forderung lokaler Organisationen in den Bereichen der humanité-
ren Hilfe und der Entwicklungszusammenarbeit ist zuwendungsrechtlich nicht
moglich. Lokale Organisationen spielen jedoch eine zentrale Rolle als Umset-
zungspartner internationaler humanitirer und entwicklungspolitischer Nicht-
regierungsorganisationen und von VN-Agenturen.

Im Bereich Stabilisierung ist eine direkte Forderung lokaler Organisationen
grundsétzlich moglich, wurde im Zeitraum seit 2022 jedoch nicht umgesetzt.
Alle Forderungen in diesem Zeitraum gingen an nicht-lokale Organisationen
und VN-Agenturen. Lokale Organisationen wurden auch hier lediglich indirekt
als Umsetzungspartner einbezogen.

9. Welche Programme unterstiitzt die Bundesregierung zur Versorgung von
Frauen und Médchen mit Gewalterfahrungen seit 2022 im Siidsudan, und
in welchem Umfang (bitte nach Programm, Héhe der Mittel, Jahr und
unter Angabe des Haushaltstitels einschlieBlich des Einzelplans auf-
schliisseln)?

Der Bereich Schutz, einschlieBlich dem Schutz vor geschlechterspezifischer
Gewalt, ist ein Schwerpunkt- und Querschnittsthema der humanitiren Hilfe in
Stidsudan. Schutzkomponenten sind Bestandteil fast aller Projekte von Nicht-
regierungsorganisationen, der humanitiren Organisationen der VN und des
Internationalen Komitees des Roten Kreuzes.

Der Schutz vor geschlechterspezifischer Gewalt ist ebenfalls in vielen MaB3nah-
men der Entwicklungszusammenarbeit als Querschnittsthema integriert. Aus
der Sonderinitiative Gefliichtete und Aufnahmelidnder (Einzelplan 23, Kapi-
tel 2310, Titel 896 32) werden zwei Vorhaben finanziert, die sich explizit mit
dem Thema Pravention von geschlechtsspezifischer Gewalt und Unterstiitzung
bei der Bewiltigung von Folgen von geschlechtsspezifischer Gewalt befassen:

* Privention von sexualisierter und geschlechterspezifischer Gewalt in Siid-
sudan (Laufzeit 12/2022 bis 12/2026, 10,5 Mio. Euro; 5,5 Mio. Euro aus
dem Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (BMZ) und 5 Mio. Euro Kombifinanzierung der Europdischen Union);

*  Verbesserte Lebensumstinde und psychosoziale Unterstiitzung im Kontext
von Flucht und Vertreibung in Siidsudan (Laufzeit 10/2021 bis 12/2026,
9,5 Mio. Euro).

Aus dem Haushalttitel Krisenpravention, Stabilisierung und Friedensférderung
(Einzelplan 05, Kapitel 0501 Titel 687 34) wird ein Vorhaben zur Bekdmpfung
von Ursachen sexualisierter und geschlechtsbezogener Gewalt (SGBV) finan-
ziert, das den Einfluss von Frauen auf die Gesetzgebung und Justizreformen
starkt (Laufzeit: 11/2023 bis 12/2026; 2023: 0,08 Mio. Euro; 2024: 1,02 Mio.
Euro; 2025: 1,18 Mio. Euro; 2026: 1,33 Mio. Euro).
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Zudem werden iiber den von der Sonderinitiative Gefliichtete und Aufnahme-
lander geforderten Zivilen Friedensdienst und liber den Haushaltstitel der struk-
turbildenden Ubergangshilfe (Einzelplan 23, Kapitel 2301, Titel 687 06 — Kri-
senbewaltigung, Wiederaufbau und Infrastruktur) Vorhaben von Nichtregie-
rungsorganisation finanziert, die den Schutz vor geschlechtsspezifischer Gewalt
zum Ziel haben (Ziviler Friedensdienst: 2022: 0,7 Mio. Euro; 2023 und 2024:
0,3 Mio. Euro; 2025: 0,6 Mio. Euro; 2026: 0,2 Mio. Euro; 2027: 0,6 Mio. Euro;
2028: 0,2 Mio. Euro. Ubergangshilfe/Krisenbewiltigung, Wiederaufbau und
Infrastruktur: 2022: 2,4 Mio. Euro; 2023: 2,5 Mio. Euro; 2024: 2,3 Mio. Euro;
2025: 1,6 Mio. Euro; 2026: 1,25 Mio. Euro; 2027: 0,75 Mio. Euro).

10. Hat sich die Bundesregierung auf EU-Ebene fiir eine Aufstockung der
Mittel fiir die humanitidre Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit fiir
Stidsudan eingesetzt, und wenn ja, in welcher Form?

Die Bundesregierung ist in stdndigem Austausch mit der EU (Generaldirektio-
nen ECHO, INTPA) zu humanitiren Krisen, humanitirer Finanzierung und
Entwicklungszusammenarbeit weltweit, u. a. im Rahmen der Ratsarbeitsgruppe
Humanitére Hilfe und Nahrungsmittelhilfe (COHAFA) und des Humanitarian
Aid Committee (HAC). Die Generaldirektion ECHO hatte fiir Siidsudan fiir
2026 urspriinglich 41,5 Mio. Euro vorgesehen. Im Mirz 2026 wurde dieses
Budget um 28,5 Mio. Euro erhoht, im Juni 2026 um weitere 1,5 Mio. Euro.

11. Wie verteilen sich die von der Bundesregierung im Rahmen der Sudan-
Konferenz am 15. April 2026 zugesagten 232 Mio. Euro fiir humanitire
Hilfe fiir den Sudan sowie die betroffenen Nachbarldnder im Einzelnen
auf die jeweiligen Empfangerldnder, insbesondere Siidsudan (bitte ge-
trennt nach Léndern, Jahr, Hohe der Summe sowie unter Angabe des
Haushaltstitels einschlielich Einzelplan aufschliisseln)?

Die aus den Mitteln der humanitiren Hilfe im Rahmen der Sudan-Konferenz
zugesagten Mittel befinden sich momentan in der Umsetzung. Aktuell wurden
den humanitdren Organisationen bereits 174,13 Mio. Euro zur Verfiigung ge-
stellt. Die Aufteilung ist der untenstehenden Liste zu entnehmen. Die noch aus-
stehenden Mittel werden im Laufe des Haushaltsjahres ausgezahlt.

Einzelplan 0501, Titel 68 732; Angaben in Millionen Euro

Jahr Sudan Agypten Libyen |Tschad Zentralafrikanische |Siidsudan Athiopien
Republik

2026 42,29 2,57 0,70 9,15 8,86 25,86 26,10

2027 23,20 0,14 0,10 4,18 0,28 8,09 6,89

2028 9,33 0,12 — 0,81 — 2,19 3,27

Aus dem Titel Krisenbewiéltigung und Wiederaufbau, Infrastruktur des BMZ
wurden 20 Mio. Euro angekiindigt, deren Umsetzung in Sudan geplant ist.
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12. Plant die Bundesregierung, die finanziellen Mittel fiir Siidsudan iiber die
Zusagen im Rahmen der Sudan-Konferenz hinaus aufzustocken, wenn
nein, warum nicht, und welche spezifischen haushaltspolitischen oder
operativen Erwdgungen stehen einer Ausweitung der humanitaren Hilfs-
mittel fiir den Siidsudan derzeit entgegen?

Ja, weitere Aufstockungen von Mitteln iiber die im Rahmen der Sudan-Konfe-
renz hinaus getitigten Zusagen sind unter Beriicksichtigung der Verfiigbarkeit
der Mittel geplant.

13. Wie evaluiert die Bundesregierung ihr aktuelles Engagement im Siidsu-
dan im Hinblick auf die in der Nationalen Sicherheitsstrategie und in den
Leitlinien ,,Krisen verhindern, Konflikte bewéltigen, Frieden fordern
formulierten Anspriiche?

Die Bundesregierung evaluiert ihr Engagement in Siidsudan fortlaufend und
umfassend. Die Nationale Sicherheitsstrategie und die Leitlinien ,,Krisen ver-
hindern, Konflikte bewéltigen, Frieden fordern® bilden dafiir einen wichtigen
Rahmen. Die Bundesregierung legt entsprechend in Siidsudan ihre Schwer-
punkte auf die Forderung von Frieden, Unterstiitzung der Friedensmission der
Vereinten Nationen, Stirkung der Resilienz von besonders von der Krise be-
troffenen Menschen und Gemeinden und humanitire Hilfe. Die Bundesregie-
rung legt besonderen Wert darauf, dass ihr Engagement kontextspezifisch und
konfliktsensibel eingebettet und international anschlussfihig ist.

Die projektbasierte Arbeit in Siidsudan erfolgt auf Grundlage des ,,Konzepts
zur besseren gemeinsamen Analyse und abgestimmten Planung (GAAP)* zwi-
schen AA und BMZ. Die letzte GAAP-Sitzung im erweiterten Ressortkreis
fand Mitte Mérz 2026 statt. Das BMZ unterstiitzt zudem die Nutzung von Eva-
luierungsergebnissen in der strukturbildenden Ubergangshilfe, u. a. in Koopera-
tion mit dem VN-Kinderhilfswerk (UNICEF) und WFP, im Rahmen eines ge-
meinsamen multisektoralen VN-Resilienzprogramms in Stidsudan.

14. Hat die Bundesregierung seit 2023 diplomatische Bemiihungen unter-
nommen, um den humanitéren Zugang, die sichere Passage fiir Zivilistin-
nen und Zivilisten, die grenziiberschreitende und konfliktlinieniibergrei-
fende humanitidre Hilfe (cross-border und cross-line) sowie die Einreise
und Tatigkeit humanitdren Personals zu verbessern oder zu erleichtern,
und wenn ja, welche?

Die Bundesregierung hat sich fortlaufend in bilateralen Gesprachen mit der
siidsudanesischen Ubergangsregierung fiir humanitire Zuginge, den Schutz hu-
manitérer Helfer und von Zivilistinnen und Zivilisten eingesetzt. Dartiber hin-
aus wird auf die Antwort auf Frage 4 verwiesen.

15. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse zu Verstoen gegen das huma-
nitidre Volkerrecht im Siidsudan vor, und wenn ja, welche?

Die Bundesregierung ist duBerst besorgt aufgrund zahlreicher Berichte iiber
Verstdfle gegen humanitires Volkerrecht durch alle Konfliktparteien. Zivilistin-
nen und Zivilisten werden Opfer von Kampthandlungen und gezielt vertrieben,
sexualisierte Gewalt wird systematisch als Waffe eingesetzt. Auch humanitére
Organisationen und deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Einrichtungen
sind immer wieder Angriffen und Pliinderungen ausgesetzt. In den letzten drei
Jahren wurden laut Nothilfekoordinator der VN (UN OCHA) 60 humanitére
Helferinnen und Helfer getotet. Die VN und humanitére Organisationen bekla-
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gen zudem weitgehende Zugangsbeschrinkungen zu den von Kdmpfen betrof-
fenen Gebieten.

16. Setzt sich die Bundesregierung auf EU-Ebene fiir gezielte Sanktionen
gegen fiir Kriegsverbrechen Verantwortliche ein, und wenn ja, mit wel-
chem Stand?

Die Bundesregierung stimmt sich zu Siidsudan eng mit ihren EU-Partnern ab.
Auch die Nutzung von Sanktionen ist ein Mittel, welches die Bundesregierung
fortlaufend und in Abstimmung auf EU-Ebene priift. Fiir Siidsudan wurden auf
VN- und auf EU-Ebene 2015 Sanktionen wegen interner Repression verhingt.
Derzeit sind 9 Individuen in diesem Kontext mit Sanktionen belegt. Rechtsfol-
gen umfassen ein Waffenembargo, Vermogenseinfrierungen und ein Einreise-
verbot.

17. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung iliber mogliche Verstofle
gegen das UN-Waffenembargo im Siidsudan?

Der Bundesregierung liegen Erkenntnisse zu Verstdfien gegen das Waffenem-
bargo der VN in Siidsudan vor, u. a. aus den Berichten des VN-Generalsekre-
tars und des Expertenpanels zu Siidsudan der VN. Diese umfassen illegale Waf-
fenlieferungen an staatliche und nicht-staatliche Akteure sowie die Bereitstel-
lung von militdrischer Ausbildung und Logistik.

18. Thematisiert die Bundesregierung Berichte iiber die Umgehung des Wat-
fenembargos gegeniiber dem Siidsudan in ihren diplomatischen Gespra-
chen mit Regionalstaaten (insbesondere Uganda), und wenn ja, zu wel-
chen konkreten Anlédssen fand dies zuletzt statt?

Die Bundesregierung thematisiert Berichte {iber die Umgehung des Waffenem-
bargos regelmaBig und auch hochrangig in Gesprachen mit Vertreterinnen und
Vertretern internationaler Partner und Regionalstaaten. Dariiber hinaus &dufBert
sich die Bundesregierung grundsétzlich nicht zu den Details vertraulicher Ge-
spréche.

19. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung iiber die im Bericht des Ge-
neralsekretérs der Vereinten Nationen iiber die Situation im Siidsudan (S/
2025/211 vom 7. April 2025) erwéhnte Prdsenz von Angehdrigen der
ugandischen Streitkréfte (Uganda People’s Defence Forces)?

Der Bundesregierung sind die Berichte des VN-Generalsekretérs bekannt. Da-
riiber hinaus liegen der Bundesregierung keine eigenen Erkenntnisse vor.

20. Welche konkreten personellen, finanziellen und logistisch-materiellen
Beitrége leistet Deutschland seit 2022 zur UN-Mission UNMISS im Siid-
sudan (bitte jeweils getrennt nach Jahren sowie nach Art der Beitrdge —
personell, finanziell und logistisch-materiell — unter Angabe des Um-
fangs und der eingesetzten Haushaltsmittel aufschliisseln)?

Die deutsche militdrische Beteiligung beruht auf dem Beschluss des Bundes-
tages vom 8. Juli 2011, zuletzt verldngert am 16. Oktober 2025. In den Jahren
2022 bis 2026 hat Deutschland in der Mission insgesamt 14 militérische
Dienstposten in den Bereichen Fiihrungsstibe und Militdrbeobachtung besetzt.
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In den Jahren 2023 und 2024 hat zudem jeweils ein achtkopfiges In-Mission-
Training Team der Bundeswehr die Mission unterstiitzt.

Die mit Stand vom 17. Juni 2026 bisher geleisteten einsatzbedingten Zusat-
zausgaben fiir die Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkrafte an UNMISS
gliedern sich wie folgt auf:

Ausgaben in Euro
Haushaltsjahr | Personalausgaben Nicht aufteilbare séichliche
Verwaltungsausgaben
2022 600.000 300.000
2023 600.000 300.000
2024 600.000 400.000
2025 600.000 200.000
2026 200.000 100.000

2024 waren auf Grundlage eines Beschlusses der Bundesregierung vom 6. De-
zember 2023 insgesamt neun Polizeibeamtinnen und -beamte, 2025 insgesamt
12 Beamtinnen und Beamte und im Jahr 2026 bislang sieben Beamtinnen und
Beamte in Siidsudan im FEinsatz. Seit August 2025 stellt Deutschland zudem
den Leiter der Polizeikomponente von UNMISS. Fiir den Einsatz der Polizei-
beamtinnen und -beamten sind missionsspezifische Kosten in folgender Hohe
angefallen: 2024: 116.030,31 Euro, 2025: 299.508,06 Euro sowie 2026 bislang
114.989,44 Euro (Stand Mai 2026).

Im Rahmen des durch die Bundesregierung geforderten Nachwuchsforderpro-
gramms zum Einsatz bei den VN war vom 1. November 2020 bis 31. Oktober
2022 ein deutscher Junior Professional Officer (JPO) bei UNMISS in Dschuba
tatig. Auch vom 31. August 2024 bis zum 30. August 2025 war bei UNMISS
eine deutsche JPO eingesetzt. Die Beitrédge fiir die Teilnahme Deutschlands an
dem JPO-Programm des VN-Sekretariats werden aus dem Haushalt des BMZ
zur Verfiigung gestellt. Die Kosten fiir ein JPO-Jahr belaufen sich im Gesamt-
durchschnitt auf 170.000,00 bis 180.000,00 Euro.

Seit 2022 hat das Zentrum fiir Internationale Friedenseinsétze (ZIF) im Auftrag
des AA insgesamt sechs zivile Expertinnen und Experten an die VN-Mission in
Stidsudan entsandt. Die Gesamtkosten flir den Zeitraum 2022 bis Ende Mai
2026 hierfiir belaufen sich auf 1.591.430,53 Euro. Der iiberwiegende Teil ent-
fallt mit 1.558.146,55 Euro (98 Prozent) auf Personalausgaben, der Rest auf
Verwaltungskosten im ZIF.

Deutschlands VN-Pflichtbeitrag fiir UNMISS betrug 2022 rund 100,35 Mio.
Euro; 2023 rund 66,73 Mio. Euro; 2024 rund 35,7 Mio. Euro und 2025 rund
95,97 Mio. Euro.

21. Wie bewertet die Bundesregierung die im Bericht des Generalsekretérs
der Vereinten Nationen tiber die Situation im Siidsudan und die Tétigkeit
von UNMISS (5/2026/316 vom 15. April 2026) dargestellte Verschlech-
terung der politischen und sicherheitspolitischen Lage, insbesondere die
zunehmende militdrische Eskalation in Jonglei, Upper Nile und Unity
State, sowie die Einschitzung des Generalsekretérs, das Land befinde
sich ,,am Rand eines erneuten Konflikts“, und inwieweit hélt die Bundes-
regierung UNMISS unter diesen Bedingungen weiterhin fiir in der Lage,
ihr Mandat zum Schutz der Zivilbevolkerung wirksam zu erfiillen?

22. Wie bewertet die Bundesregierung die im Bericht S/2026/316 dokumen-
tierten Einschrankungen der Bewegungsfreiheit von UNMISS, insbeson-
dere die 66 registrierten Bewegungsrestriktionen durch staatliche Stellen,
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die Aufforderungen zum Riickzug der Mission aus Akobo sowie doku-
mentierte Fille von Einschiichterung und Gewalt gegen UNMISS-Perso-
nal, und welche Auswirkungen ergeben sich daraus nach Auffassung der
Bundesregierung fiir die Einsatzfahigkeit, das Schutzmandat und die
Glaubwiirdigkeit der Mission?

Die Fragen 21 und 22 werden zusammen beantwortet.

Die Bundesregierung verurteilt die im VN-Bericht S/2026/316 dokumentierten
Einschriankungen der Bewegungsfreiheit von UNMISS durch staatliche Stellen,
die die Mission darin beintrdchtigen, ihr Mandat in der Flidche zu erfiillen. Sie
fordert die siidsudanesische Regierung in Gespriachen nachdriicklich dazu auf,
die Vorgaben des mit den Vereinten Nationen geschlossenen Stationierungsab-
kommens einzuhalten und die Handlungsfahigkeit der Mission zur Ausiibung
ihres Mandates zu ermdglichen. Im Lichte der prekéren sicherheitspolitischen
Lage leistet die Mission weiterhin einen wichtigen Beitrag zum Schutz der
Zivilbevolkerung in einer der groften humanitéren Krisen der Welt und bietet,
im Rahmen ihres Mandates und ihres Einsatzgebietes, Schutz fiir humanitére
Helferinnen und Helfer in Siidsudan.

23. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung iiber die im Bericht S/
2026/316 dargestellten Folgen der Umsetzung des 15-prozentigen Aus-
gabenreduktionsplans fiir UNMISS vor, insbesondere hinsichtlich der
SchlieBung von Standorten in Aweil, Torit, Yei, Tambura und Pariang,
der geplanten weiteren Reduzierung der Missionspriasenz sowie der im
Bericht beschriebenen Einschrinkungen bei Frithwarnung, schneller Re-
aktionsfdhigkeit, Menschenrechtsbeobachtung und humanitirer Schutz-
unterstiitzung, die insgesamt zu Kiirzungen von etwa 25 bis 30 Prozent
gefiihrt haben, und wie bewertet die Bundesregierung diese Entwicklun-
gen im Hinblick auf die Erfiillung des Schutzmandats der Mission?

24. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung iiber die aktuelle
Schutzsituation von Binnenvertriebenen im Siidsudan vor, insbesondere
in den Gebieten Aweil, Torit, Yei, Tambura und Pariang, in denen die
UNMISS-Prisenz reduziert oder Basisstationen geschlossen wurden und
Zivilpersonen Schutz bei VN-Einrichtungen suchen?

Die Fragen 23 und 24 werden zusammen beantwortet.

Das Schutzumfeld flir Binnenvertriebene (IDP) im Siidsudan bleibt fragil und
stark abhédngig von der Prisenz der Sicherheitsakteure, einschlieBlich
UNMISS. In mehreren Regionen haben anhaltende bewaftnete Konflikte, inter-
kommunale Gewalt, Kriminalitdt und Auswirkungen des Sudan-Kriegs zu Ver-
treibungen und erhdhten Schutzrisiken gefiihrt. In Tambura sind beispielsweise
viele vertriebene Zivilistinnen und Zivilisten weiterhin auf UNMISS-Patrouil-
len und deren Prdsenz rund um Vertreibungsorte angewiesen, um ihre Sicher-
heit zu gewéhrleisten. Die Mission ist im stdndigen Austausch mit lokalen Be-
horden und Fiihrungskraften, um auch in Regionen mit reduzierter VN-Présenz
den Schutz von Zivilpersonen zu verbessern.

Aufgrund der Kiirzung im Haushalt der Mission, die im Kontext der Kiirzun-
gen der Haushalte aller Friedensmissionen angesichts der angespannten Liqui-
ditdtssituation der VN erfolgte, wurden Standorte von UNMISS geschlossen,
militdrisches sowie ziviles Personal reduziert und weitere Sparmafinahmen um-
gesetzt, sodass sich die Prisenz der Mission in der Fliche reduziert hat. Die
militdrische Missionsfithrung hat angekiindigt, dies im Rahmen der personellen
Moglichkeiten durch sog. ,,Long Range Patrols™ auszugleichen. Aktuell befin-
det sich die Mission in einem Evaluierungsprozess, wie die Erfiillung aller
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Mandatsbestandteile, inklusive des Schutzmandates fiir Zivilpersonen, kiinftig
ausgestaltet wird.

Dartiber hinaus wird auf die Antwort zu den Frage 21 und 22 verwiesen.

25. Wie bewertet die Bundesregierung unter Beriicksichtigung der aktuellen
politischen und sicherheitspolitischen Lage die Voraussetzungen fiir die
Durchfiithrung freier, fairer und friedlicher Wahlen im Siidsudan im De-
zember 2026, insbesondere hinsichtlich Sicherheitslage, Rechtsrahmen,
Finanzierung und politischer Teilhabe aller Akteure, und welche konkre-
ten bilateralen sowie multilateralen MaBnahmen (insbesondere im Rah-
men der Europdischen Union, der Vereinten Nationen, der Afrikanischen
Union und der Intergovernmental Authority on Development [IGAD])
ergreift die Bundesregierung zur Unterstiitzung des Friedensprozesses
sowie der Wahlvorbereitung und Wahldurchfiihrung in Stidsudan?

Die Bundesregierung betrachtet die Durchfiihrung von Wahlen in Siidsudan als
integralen Bestandteil des Friedensabkommens von 2018. Die Parteien haben
sich verpflichtet, die notwendigen Voraussetzungen zur Durchfiihrung von frei-
en, fairen und glaubwiirdigen Wahlen, welche dem Willen der Wahlerinnen und
Wihlern entsprechen, zu schaffen. Aufgrund der aktuellen Sicherheitslage,
einer fortlaufenden Unterminierung des Friedensabkommens u. a. durch Aus-
schluss der Oppositionskrifte, unklarem Rechtsrahmen und unzureichender
Mittelzuweisungen aus dem nationalen Budget ist derzeit fraglich, ob die fiir
den 22. Dezember 2026 angekiindigten Wahlen im Einklang mit dem Friedens-
abkommen durchgefiihrt werden konnen. Ebenfalls ist unklar, wie die vielen
aufgrund der Sicherheitslage (Binnen-)Vertriebenen ohne Wohnsitz und Papiere
an Wahlen teilnehmen kénnen.

Die Bundesregierung ist mit Stabilisierungsmitteln bei der Schaffung eines zi-
vilgesellschaftlichen Rahmens fiir politische Partizipation sowie {iber EU-Pro-
jekte bei der Herbeifiihrung eines forderlichen Umfelds fiir die Wahlen enga-
giert. Zentraler Baustein fiir die friedliche und partizipative Durchfiihrung von
Wahlen bleiben Fortschritte beim Friedensprozess. Diesbeziiglich wird auf die
Antwort zu Frage 3 verwiesen.

26. Wie bewertet die Bundesregierung die Wirksamkeit der bisherigen Maf3-
nahmen der UNMISS sowie internationaler Partner zur Reduzierung von
Gewalt gegen humanitére Organisationen, und anhand welcher Kriterien
bewertet sie diese Wirksamkeit im Hinblick auf die Zielerreichung des
UNMISS-Mandats im Bereich Schutz humanitdrer Akteure und Siche-
rung humanitirer Zuginge?

Die Hauptverantwortung fiir den Schutz humanitirer Akteure und die Siche-
rung humanitirer Zuginge liegen bei der siidsudanesischen Ubergangsregie-
rung und den Konfliktparteien. UNMISS fiihrt im Rahmen ihres Schutzmanda-
tes insbesondere Schutzpatrouillen durch, interagiert mit politischen und gesell-
schaftlichen Fiihrungsfiguren, moderiert Friedensdialoge, starkt gemeinschafts-
basierte Frithwarnnetzwerke und unterstiitzt dadurch die Bedingungen fiir hu-
manitdren Zugang. Wihrend die Anzahl der festgestellten Gewaltvorfille
gegen humanitéres Personal in den Jahren 2025/2026 im Vergleich zum Vorjahr
insgesamt zunahm, wurden bei humanitdren Operationen unter dem Schutz der
UNMISS-Truppen keine Vorfille registriert.
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27. Welche Anpassungen hélt die Bundesregierung gegebenenfalls fiir erfor-
derlich, um die Effektivitdt der Schutz- und Zugangsmechanismen zu er-
héhen und die Zielerreichung der Mission nachhaltig zu verbessern?

Der VN-Sicherheitsrat hat im Rahmen der letzten Mandatsverldngerung durch
Resolution 2820 (2026) den VN-Generalsekretir beauftragt, eine Studie zur
Mandatsimplementierung zu erstellen, unter anderem im Hinblick auf die An-
gemessenheit der derzeitigen Truppenstirke, die Zusammensetzung der Auf-
stellung der Mission, die Mobilitéit der Krifte, die Fahigkeit zu schneller Reak-
tion, die operative Reichweite sowie Unterstiitzungsfahigkeiten. AnschlieBende
Folgerungen im Hinblick auf die Mandatsausgestaltung zu ziehen ist Aufgabe
des VN-Sicherheitsrats.

28. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung iiber den Einsatz mobi-
ler Gerichte im Rahmen von UNMISS im Siidsudan vor, insbesondere
hinsichtlich Reichweite, bearbeiteter Fallzahlen (u. a. schwere Gewalt-
und Sexualdelikte) sowie der Auswirkungen auf den Zugang zur Justiz in
abgelegenen Regionen?

Gemal des Quartalsberichtes des VN-Generalsekretirs an den VN-Sicherheits-
rat vom 13. April 2026 waren Anfang 2026 mobile Gerichte in den Bundesstaa-
ten Warrap, Western Equatoria und Central Equatoria tétig, jeweils mit einem
Fokus auf sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt. Laut Informationen von
UNMISS haben in den Jahren 2024 und 2025 alleine im Bundesstaat Unity
sechs mobile Gerichte insgesamt 449 Fille abgeurteilt. Auf die quartalsméafi-
gen Berichte des VN-Generalsekretirs an den VN-Sicherheitsrat sowie die In-
formation Notes von UNMISS vom 23. Mérz 2026 und 27. April 2026 zu mo-
bilen Gerichten wird fiir weitere Informationen verwiesen (abrufbar unter:
https://unmiss.unmissions.org/en/press-releases/information-note-unmiss-suppo
rted-mobile-justice-interventions-expand-rule und https://unmiss.unmissions.or
g/en/document-library/information-note-unmiss-supported-southern-unity-mob
ile-court-concludes-in).

29. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung iiber die finanzielle
Ausstattung und aktuelle Unterfinanzierung von Rule-of-Law- und Jus-
tizprogrammen der VN im Siidsudan vor, insbesondere im Hinblick auf
mobile Gerichte und vergleichbare Mechanismen der Rechtsdurchset-
zung?

Hierzu verfiigt die Bundesregierung iiber keine eigenen Erkenntnisse. Aus
Sicht der Bundesregierung ist wichtig, dass die Mission iiber die erforderlichen
finanziellen Mittel verfiigt, um ihr Mandat umfénglich ausiiben zu kdnnen. Im
Ubrigen wird auf Antwort zu Frage 28 verwiesen.

30. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung iiber die Wirkung zivi-
ler Krisenpravention und rechtsstaatlicher Malnahmen im Rahmen von
UNMISS auf lokale Gewaltreduktion, Vertrauen in staatliche Institutio-
nen und Priavention von Selbstjustiz im Siidsudan vor?

Das Mandat der Mission umfasst unter anderem die Beobachtung und Unter-
suchung von behaupteten Verstoffen gegen das humanitire Volkerrecht und
Menschenrechtsverletzungen und -iibergriffen sowie Berichterstattung dariiber
(vgl. S/RES/2820 (2026), Abschnitt d). Hinsichtlich der konkreten Wirkung
verweist die Bundesregierung auf die Quartalsberichte des VN-Generalsekre-
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tiars zu UNMISS (abrufbar unter: https://documents.un.org/doc/undoc/gen/n26/
081/75/pdfm2608175.pdf).

31. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung iiber die seit 2022 im
Stidsudan durch den United Nations Peacebuilding Fund (PBF) sowie die
United Nations Peacebuilding Commission (PBC) unterstiitzten Frie-
dens- und Staatsbildungsmafinahmen vor, insbesondere hinsichtlich ihrer
thematischen Schwerpunkte (u. a. Demokratisierung, Justizreform, Ver-
sohnung, Beteiligung von Frauen und Jugendlichen sowie Konfliktpra-
vention), ihres Umfangs sowie der bislang erzielten Wirkungen im Hin-
blick auf die Umsetzung des Revitalized Agreement on the Resolution of
the Conflict in South Sudan und die Stabilisierung des politischen Uber-
gangsprozesses, und wie bewertet die Bundesregierung die Wirksamkeit
dieser Instrumente insgesamt?

Uber den VN Peacebuilding Fund (PBF) wurden in Siidsudan seit 2022 frie-
densfordernde und stabilisierende MaBinahmen in einem Gesamtumfang von
rund 58 Mio. Euro umgesetzt, unterteilt auf 20 Einzelprojekte. Davon laufen
zum aktuellen Zeitpunkt (Juni 2026) noch zehn Projekte in einem Umfang von
27 Mio. Euro. Der Schwerpunkt dieser FordermaBnahmen liegt auf Gewaltpra-
vention und -reduzierung auf lokaler Ebene (insbesondere in Grenzregionen zu
Sudan), Kapazititsstarkung des nationalen Sicherheitssektors, sozio-6konomi-
scher Unterstiitzung gefliichteter und binnenvertriebener Menschen sowie Ein-
bindung der lokalen Zivilgesellschaft wie auch vulnerabler Gruppen in lokale
Peacebuilding-MaBnahmen und Stirkung deren politischer Partizipation. Im
Zuge der verstarkten militdrischen Auseinandersetzungen seit Méarz 2025 hat
das PBF-Sekretariat in Siidsudan eine Kontextanalyse in Zusammenarbeit mit
einem unabhéngigen Institut durchgefiihrt, welche die fortlaufende Relevanz
der Projekte unterstrich, insbesondere in der interkommunalen Konfliktpraven-
tion und der Beteiligung von Frauen und Jugendlichen an Friedensprozessen.

32. Welche finanziellen und politischen Beitréige leistet die Bundesregierung
seit 2022 zum United Nations Peacebuilding Fund (PBF) sowie zur Pea-
cebuilding Commission), und wie hoch sind die entsprechenden finan-
ziellen Beitrdge zum PBF jeweils jéhrlich (bitte seit 2022 getrennt aus-
weisen)?

Die Bundesregierung hat seit 2022 freiwillige finanzielle Beitrdge in einer Ge-
samthdhe von 132,3 Mio. Euro an den PBF geleistet. Diese unterteilen sich wie
folgt: 45 Mio. Euro 2022; 20 Mio. Euro 2023; 20 Mio. Euro 2024; 20 Mio.
Euro 2025; 20 Mio. Euro 2026 und bislang ca. 7,3 Mio. Euro 2027. Eine direk-
te Finanzierung der Peacebuilding Commission (PBC) ist nicht moglich, da es
sich bei der PBC um ein Mitgliedsstaatengremium handelt. Hier hat sich die
Bundesregierung politisch seit 2022 als Vorsitz der PBC im Jahr 2025 und je-
weils als Vize-Vorsitz der PBC in den Jahren 2023 und 2026 engagiert. Dariiber
hinaus fungiert die Bundesregierung zurzeit als informeller Koordinator zwi-
schen PBC und der VN-Generalversammlung und hat 2025 zuletzt den Strate-
gischen Dialog der Top 12 Geber des PBF in Berlin ausgerichtet.


https://documents.un.org/doc/undoc/gen/n26/081/75/pdf/n2608175.pdf
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5. Welche Mittel hat die Bundesregierung seit dem Jahr 2022 im Rahmen der humanitédren Hilfe fiir

den Siidsudan an Nichtregierungsorganisationen gezahlt (bitte getrennt nach Jahren -

einschlieBlich der Planung fiir 2027 — aufschliisseln, sowie jeweils unter Nennung der

Ressorts, der relevanten Haushaltstitel, der Héhe der Férderung, der namentlichen Nennung der
jeweils geférderten Nichtregierungsorganisationen sowie von Mitteln fiir den
humanitére Ldnderfonds (Country-Based Pooled Funds) darstellen)?

Die erbetenen Informationen kdnnen nachstehender Tabelle entnommen werden.

Jahr | Trager Hohe der Férderung in Euro

2022 | Aktion gegen den Hunger 803.013,75
CARE Deutschland 262.500,00
Deutsche Welthungerhilfe 1.098.949,85
Diakonie Deutschland 2.436.419,11
Geneva Call 472.909,00
Handicap International 129.449,16
HELP e.V. 1.200.000,00
IRC 890.015,00
Johanniter Unfallhilfe 2.067.827,49
MAG - Mines Advisory Group 905.969,00
Malteser Hilfsdienst 2.314.000,00
Plan International 1.159.140,12
Tierarzte ohne Grenzen (ToG) 500.000,00
World Vision Deutschland e.V. 587.450,85
UN OCHA (humanitarer Landerfonds) 15.000.000,00

2023 | Aktion gegen den Hunger 1.000.000,00
CARE Deutschland 699.239,07
Danish Refugee Council (DRC) 876.943,11
Deutsche Welthungerhilfe 1.443.592,90
Deutscher Caritasverband 1.737.500,00
Diakonie Deutschland 1.763.580,89
Geneva Call 551.265,00
Handicap International 237.865,46
HELP e.V. 1.100.000,00
IRC 691.740,00
Johanniter 1.779.017,59
MAG - Mines Advisory Group 1.407.385,00
Malteser Hilfsdienst 1.445.023,00
OXFAM Deutschland 785.000,00
Plan International 4,050.394,56
Tierarzte ohne Grenzen 548.624,83
World Vision Deutschland e.V. 1.683.790,08
UN OCHA (humanitarer Landerfonds) 8.000.000,00

2024 | Aktion gegen den Hunger 1.500.140,94
CARE Deutschland 730.125,09
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Danish Refugee Council 1.250.000,00
Deutsche Welthungerhilfe 1.661.404,95
Deutscher Caritasverband 3.307.850,00
Geneva Call 464.190,00
HELP e.V. 1.700.000,00
Humedica 317.643,00
IRC 381.000,00
Johanniter 296.058,52
MAG - Mines Advisory Group 2.412.444,00
Malteser Hilfsdienst 1.397.949,00
Norwegian Refugees Council 498.250,00
OXFAM Deutschland 1.084.018,50
Plan International 1.847.721,18
Sign of Hope - Hoffnungszeichen e.V. 456.501,00
Tierarzte ohne Grenzen 20.000,00
World Vision 1.868.647,52
UN OCHA (humanitarer Landerfonds) 8.800.000,00
2025 | Aktion gegen den Hunger 953.121,44
CARE Deutschland 650.000,00
Danish Refugee Council 550.000,00
Deutsche Welthungerhilfe 461.283,75
Deutscher Caritasverband 2.835.300,00
Geneva Call 473.286,39
Handicap International 209.423,32
HELP e.V. 1.600.000,00
Humedica 910.607,00
INSO 320.155,00
IRC 407.279,84
MAG - Mines Advisory Group 1.881.561,00
Malteser Hilfsdienst 2.373.220,00
OXFAM Deutschland 824.250,00
Plan International 1.149.437,12
World Vision 1.492.440,81
UN OCHA (humanitarer Landerfonds) 5.000.000,00
2026 | CARE Deutschland 779.396,00
Deutscher Caritasverband 945.100,00
Geneva Call 448.833,51
Handicap International 552.155,49
HELP e.V. 375.000,00
Humedica 390.000,00
Malteser Hilfsdienst 2.000.000,00
MAG - Mines Advisory Group 392.641,00
OXFAM Deutschland 450.000,00
Plan International 1.001.587,41
World Vision 1.657.180,80
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‘ ‘ UN OCHA (humanitarer Landerfonds) ‘ 2.500.000,00
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